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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 12. September 2000 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn A 17 
und der tschechischen Autobahn D 8 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke 


A. Problem und Ziel 

Ziel ist der Bau einer Grenzbrücke zum Zwecke des Zusammen- 
schlusses der deutschen Autobahn A 1 7 und der tschechischen Auto- 
bahn D 8 zur besseren Verbindung der Straßen und Schließung der 
Lücke im transeuropäischen Fernstraßennetz zwischen Skandinavien 
und Südeuropa. Die deutsche Autobahn A 17 und die tschechische 
Autobahn D 8 sind zudem integraler Bestandteil des paneuropäischen 
Korridors Nr. 4 Dresden/Nürnberg - Prag - Budapest - Sofia - Istanbul. 

B. Lösung 

Der am 12. September 2000 Unterzeichnete Vertrag trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifikation des Vertrages geschaf- 
fen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 
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2. Vollzugsaufwand 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kostenanteil 
für die Ausführung des Brückenbauwerks wird nach dem Kosten- 
stand 2000 auf ca. 14 Millionen DM geschätzt. Diese Kosten werden 
vom Bund als Baulastträger aus den Mitteln des Straßenbauplanes 
getragen. Soweit die Verwaltungskosten nicht von der Tschechischen 
Republik getragen werden, trägt sie das Land Sachsen im Rahmen 
der Auftragsverwaltung. 

E. Sonstige Kosten 

Im Übrigen entstehen Kosten durch das Gesetz weder bei Wirtschafts- 
unternehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, 
noch bei sozialen Sicherungssystemen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den Februar 2002 


Herrn 

Wolfgang Thierse 
Präsident des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. September 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand und der Tschechischen 
Republik über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn A 17 
und der tschechischen Autobahn D 8 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. 


Der Bundesrat hat in seiner 772. Sitzung am 1 . Februar 2002 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 12. September 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn A 17 
und der tschechischen Autobahn D 8 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 12. September 2000 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik überden Zusam- 
menschluss der deutschen Autobahn A 1 7 und der tschechischen Autobahn D 8 
an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke wird 
zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Der Baustellenbereich der Grenzbrücke und nach ihrer Fertigstellung die 
Grenzbrücke selbst gelten, soweit es sich um Lieferungen von Gegenständen 
und sonstigen Leistungen handelt, die für den Bau und die Instandsetzung und 
Erneuerung der Grenzbrücke bestimmt sind, für die Anwendung des deutschen 
Umsatzsteuerrechts und des Mehrwertsteuerrechts der Tschechischen Repu- 
blik als Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr von 
Waren für die öffentlichen Bauverwaltungen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 5 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

I. Allgemeiner Teil 

Durch das Gesetz werden die Regelungen des am 12. September 2000 in Berlin 
Unterzeichneten Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn 
A 1 7 und der tschechischen Autobahn D 8 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke in nationales Recht umgesetzt. Die zu 
errichtende Grenzbrücke wird die bestehende Lücke im transeuropäischen 
Fernstraßennetz zwischen Skandinavien und Südeuropa schließen. 


II. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Durch das Ver- 
tragsgesetz werden die Voraussetzungen des Grundgesetzes für die Begrün- 
dung der völkerrechtlichen Vertragsbindung im Hinblick auf den Staatsvertrag 
geschaffen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 1 05 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, weil das Abkommen Steuern berührt, deren Aufkommen den 
Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 sieht die ausschließliche Anwendung des tschechischen Mehrwert- 
steuerrechts im gesamten Baustellenbereich und nach ihrer Fertigstellung auf 
der Grenzbrücke selbst auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik vor. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Tschechische Republik nach Artikel 2 des Vertrages die 
Planung und Bauausführung übernimmt. Gleichzeitig wird durch die Anwendung 
eines einheitlichen Steuerrechts die Bauausführung und später die Erhaltung 
erleichtert. 

Absatz 2 sieht vor, dass insbesondere auf die Erhebung von Einfuhrumsatz- 
steuer verzichtet wird, soweit die Waren zum Bau oder zur Erhaltung der 
Grenzbrücke verwendet werden. Damit sollen praktische Schwierigkeiten für 
Unternehmer und Verwaltung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um 
eine steuertechnische Vereinfachung im Rahmen einer örtlich beschränkten 
Einzelmaßnahme, nicht um eine materielle Vergünstigung. Würde die Einfuhr- 
umsatzsteuer erhoben, könnte sie von den bauausführenden Unternehmern 
in voller Höhe als Vorsteuer abgezogen werden. Einfuhren für die öffentlichen 
Bauverwaltungen (Endverbrauch) werden von der Regelung nicht erfasst. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 15 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kostenanteil für die Aus- 
führung des Brückenbauwerks (Straßenbrücke im Zuge einer Bundesfernstraße) 
wird nach Kostenstand 2000 auf ca. 14 Millionen DM geschätzt. Er wird vom 
Bund als Baulastträger aus den Mitteln des Straßenbauplanes getragen. Soweit 
die Verwaltungskosten nicht von der Tschechischen Republik getragen werden, 
trägt sie das Land Sachsen im Rahmen der Auftragsverwaltung (Artikel 90 
Abs. 2, Artikel 104a Abs. 5 des Grundgesetzes). 

Durch den Vertrag verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Verein- 
fachung der Besteuerung der mit dem Bau der Grenzbrücke zusammen- 
hängenden Umsätze in gewissem Umfang auf die Erhebung von Umsatzsteuer 
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(= Verzicht auf Umsatzsteuermehreinnahmen). Dem stehen jedoch Mehr- 
einnahmen aus einem vergleichbaren Vertrag mit der Tschechischen Republik 
gegenüber, in dem das Umsatzsteuerrecht der Bundesrepublik Deutschland 
zugewiesen wurde (Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn 
A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke vom 1 3. Juli 1 995). Die Höhe der Mehr- oder 
Mindereinnahmen lässt sich nicht schätzen; es ist jedoch zu erwarten, dass sich 
diese Mehr- und Mindereinnahmen weitgehend ausgleichen. 

Im Übrigen entstehen Kosten durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunter- 
nehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei 
sozialen Sicherungssystemen. 

Vor diesem Hintergrund sind Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluss der deutschen Autobahn A 17 
und der tschechischen Autobahn D 8 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke 


Smiouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o propojeni nemecke däinice A 17 
a ceske däinice D 8 na spolecnych stätnich hranicich 
vystavbou hranicniho mostu 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den 
beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits- 
gebiete zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

(1) Die Autobahn A 17 auf dem Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland und die Autobahn D 8 auf dem Hoheits- 
gebiet der Tschechischen Republik werden an der gemeinsamen 
Staatsgrenze zusammengeschlossen. 

(2) Zu diesem Zweck wird auf dem Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland und auf dem Hoheitsgebiet der Tschechi- 
schen Republik eine grenzüberschreitende Autobahnbrücke 
(Grenzbrücke) errichtet. 

(3) Die Vertragsstaaten stellen die Grenzbrücke nach Möglich- 
keit im Jahr 2005 fertig. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Voruntersuchungen und Geländeaufnahmen führen die 
Vertragsstaaten jeweils auf ihrem Hoheitsgebiet und auf ihre 
Kosten durch. 

(2) Die zuständigen Behörden der Tschechischen Republik 
übernehmen 

a) Planung, 

b) Ausschreibung, 

c) Auftragsvergabe, 

d) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

e) Bauüberwachung, 

f) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen und 

g) Entwurf der Kostenteilung nach Maßgabe dieses Vertrags 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit den zuständigen Behörden der Bundesrepublik Deutschland. 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

vedeny pränim, usnadnit silnicni provoz mezi obema stäty a 
tranzitni dopravu pfes svä vysostnä üzemi, 

se dohodly takto: 

Clänek 1 

Pfedmet smiouvy 

(1) Däinice A 17 na vysostnem üzemi Spolkove republiky 
Nemecko a däinice D 8 na vysostnem üzemi Ceske republiky 
budou propojeny na spolecnych stätnich hranicich. 

(2) K tomuto ücelu se na vysostnem üzemi Spolkove republiky 
Nemecko a na vysostnem üzemi Ceske republiky vybuduje 
hranicni däinicni most (däle jen „hranicni most“). 

(3) Smiuvni stäty dokonci podle moznosti hranicni most v roce 
2005. 

Clänek 2 

Priprava a provedenf stavby 

(1) Prüzkumne präce a geodeticke zamereni provedou 
smiuvni stäty kazdy na svem vysostnem üzemi a na sve näklady. 

(2) Pfislusne orgäny Ceske republiky pfevezmou 

a) pripravu, 

b) vypsäni vyberoveho rizeni, 

c) zadäni zakäzky, 

d) pfezkoumäni realizacnich podkladü, 

e) stavebni dozor, 

f) pfezkoumäni fakturace smiuvnich vykonij a 

g) nävrh rozdeleni näkladü podle ustanoveni teto smiouvy 

pro hranicni most vzdy po dosazeni shody s pfislusnymi orgäny 
Spolkove republiky Nemecko. 


Drucksache 1 4/8220 


-10- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Tschechischen 
Republik geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens 
geplant, ausgeführt und abgenommen. Für einzelne Bauteile 
können die Vertragsstaaten die Anwendung deutscher Vorschrif- 
ten vereinbaren. 

(4) Eine eventuelle Änderung des Verlaufs der gemeinsamen 
Staatsgrenze aus Anlass des Baus der Grenzbrücke bedarf eines 
besonderen Vertrages zwischen den Vertragsstaaten. 


Artikel 3 

Baurecht und Grunderwerb 

(1) Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, dass rechtzeitig die nach 
seinen Rechtsvorschriften zum Bau der Grenzbrücke erforder- 
lichen Genehmigungen und Erlaubnisse vorliegen und die Ab- 
nahmen durchgeführt werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat sorgt auf seine Kosten dafür, dass auf 
seinem Hoheitsgebiet die für den Bau der Grenzbrücke dauernd 
oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Ver- 
fügung stehen. 

(3) Die Vermessung und die Vermarkung der benötigten 
Grundstücke führt jeder Vertragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet 
und auf seine Kosten durch. 


Artikel 4 
Abnahme 

Nach Abschluss der Bauarbeiten wird die Grenzbrücke von 
den zuständigen Behörden der Tschechischen Republik nach 
dem bei öffentlichen Bauaufträgen angewendeten Recht der 
Tschechischen Republik in Anwesenheit der Auftragnehmer 
abgenommen. Die Bundesrepublik Deutschland wird bei der 
Abnahme durch die zuständigen Behörden vertreten sein. Die 
Tschechische Republik überwacht die Gewährleistungsfristen für 
die Grenzbrücke und macht Gewährleistungsansprüche auch 
namens der Bundesrepublik Deutschland geltend. 


Artikel 5 
Erhaltung 

(1) Zur Erhaltung gehören Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung. 

(2) Mit der Abnahme der Grenzbrücke übernimmt jeder 
Vertragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet die Unterhaltung der 
Grenzbrücke einschließlich der Verkehrssicherung und des 
Winterdienstes auf seine Kosten. 

(3) Ab dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt übernimmt die 
Tschechische Republik die Instandsetzung und Erneuerung der 
Grenzbrücke. Die Grenze für diese Tätigkeiten ist das Ende der 
Grenzbrücke einschließlich des Widerlagers auf dem Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Diese Maßnahmen er- 
folgen Im Einvernehmen mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
über Art, Umfang und Durchführung der Erhaltungsmaßnah- 
men nach den Absätzen 1 bis 3 gesonderte Vereinbarungen 
schließen. 

Artikel 6 
Kosten 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Bau, die 
Instandsetzung und die Erneuerung der Grenzbrücke, soweit die 
Grenzbrücke auf seinem Hoheitsgebiet liegt. Die Kostenanteile 
bestimmen sich nach dem Verhältnis der Flächen der Grenz- 
brücke zwischen den Auflagerachsen und der Staatsgrenze. Bel 
der Aufteilung der Kosten Ist die tschechische Mehrwertsteuer, 
die in den Kosten enthalten Ist, nicht zu berücksichtigen. Diese 
Steuer wird allein von der Tschechischen Republik getragen. 


(3) Hranicni most bude pfipravovän, realizovän a pfevzat 
podle norem a stavebnich predpisü, platnych v Ceske republice. 
Pro jednotlive cästi stavby mohou smiuvni stäty dohodnout 
pouziti nemeckych predpisü. 

(4) Phpadnä zmena prübehu spolecnych stätnich hranic z 
düvodu vystavby hranicniho mostu vyzaduje zviästni smiouvu 
mezi smiuvnimi stäty. 

Clänek 3 

Stavebni prävo a vykup pozemkü 

(1) Kazdy smiuvni stät zajisti, aby byla vcas vydäna povoleni a 
schväleni a provedeny prejimky podle jeho prävnich predpisü, 
potfebne ke stavbe hranicniho mostu. 

(2) Kazdy smiuvni stät zajisti na vlastni näklady, aby na jeho 
vysostnem üzemi byly vcas k dispozici pozemky trvaleho a 
docasneho zäboru, potfebne pro stavbu hranicniho mostu. 

(3) Zamefeni a vytyceni potrebnych pozemkü provede kazdy 
smiuvni stät na svem vysostnem üzemi a na sve näklady. 

Clänek 4 

Pfeji'mka 

Po dokonceni stavebnich praci bude hranicni most pfevzat 
pfislusnymi orgäny Ceske republiky podle ceskeho präva, 
pouzivaneho pro vefejne stavebni zakäzky za ücasti zhotovitelü. 
Spolkovä republika Nemecko bude pfi pfejimce zastoupena 
pfislusnymi orgäny. Ceskä republika bude dohlizet na zärucni 
ihüty hranicniho mostu a bude uplatnovat zärucni pozadavky i 
jmenem Spolkove republiky Nemecko. 


Clänek 5 
Üdrzba 

(1) Üdrzba se sklädä z provozni üdrzby, stavebni üdrzba a 
obnovy. 

(2) Pfejimkou hranicniho mostu pfevezme kazdy smiuvni stät 
na svem vysostnem üzemi a na sve näklady provozni üdrzbu 
hranicniho mostu vcetne zajisteni bezpecnosti provozu a zimni 
üdrzby. 

(3) Od okamziku, uvedeneho v odstavci 2, pfevezme Ceskä 
republika stavebni üdrzbu a obnovu hranicniho mostu. Hranici 
pro tuto cinnost je konec hranicniho mostu vcetne krajni opery na 
vysostnem üzemi Spolkove republiky Nemecko. Tyto cinnosti 
budou provädeny ve vzäjemne shode se Spolkovou republikou 
Nemecko. 

(4) Pfislusne orgäny smiuvnich stätü mohou o druhu, rozsahu 
a provädeni üdrzbovych praci podle odstavcü 1 az 3 sjednat 
zviästni ujednäni. 

Clänek 6 
Näklady 

(1) Kazdy smiuvni stät hradi näklady na stavbu, stavebni 
üdrzbu a obnovu hranicniho mostu tou merou, jakou lezi hranicni 
most na jeho vysostnem üzemi. Podily na näkladech se urcuji 
podle pomeru ploch hranicniho mostu mezi osami lozisek a 
stätnimi hranicemi. Ph rozdeloväni techto näkladü nebude 
zohlednena ceskä dan z pfidane hodnoty, kterä je obsazena v 
näkladech. Tuto dah ponese jen Ceskä republika. 
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(2) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik Verwaltungskosten in Höhe von zehn vom 
Hundert der nach Absatz 1 auf sie entfallenden Bau-, Instand- 
setzungs- und Erneuerungskosten ohne tschechische Mehrwert- 
steuer. 

(3) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen 
Planungen der Grenzbrücke werden gegenseitig kostenlos zur 
Verfügung gestellt. 

Artikel 7 
Zahlungen 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik den von ihr zu tragenden Anteil der Abschlags- 
zahlungen, die entsprechend dem Baufortschritt an die Auftrag- 
nehmer geleistet werden. Ein Zeitplan für die Fälligkeit und die 
voraussichtliche Höhe der Abschlagszahlungen wird bei Auf- 
tragsvergabe erstellt. 

(2) Die Tschechische Republik wird der Bundesrepublik 
Deutschland zwei Monate im Voraus den geschätzten Finanz- 
bedarf für die Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über 
den Stand der Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in 
welchen die Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausge- 
wiesen werden. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt den Rest ihres 
Kostenanteils nach Schlussabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen in Deutscher Mark bzw. Euro zu 
dem am Fälligkeitstermin gültigen Kurs der Tschechischen 
Nationalbank. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen 
Beträge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Bundesrepublik Deutschland erhält Zweitstücke der Bau- 
verträge, Bestellurkunden und geprüften Abrechnungsunterlagen. 


Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau der Grenzbrücke beteiligten Staatsangehö- 
rigen der Vertragsstaaten und Staatsangehörigen von Staaten, 
die in keinem der beiden Vertragsstaaten und in keinem der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union der Visumpflicht unterlie- 
gen, dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag 
die Staatsgrenze im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke 
überschreiten und sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne 
dass sie dafür einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen, wenn sie 
ein gültiges und anerkanntes Dokument mit sich führen, welches 
zum Überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Vertrags- 
staaten berechtigt. Visumpflichtige Staatsangehörige anderer 
Staaten dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Ver- 
trag die Staatsgrenze im Bereich der Baustelle überschreiten und 
sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der auf dem Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats liegt, wenn ihnen ein Visum 
erteilt worden ist und sie ein gültiges und anerkanntes Dokument 
mit sich führen, welches zum Überschreiten der Staatsgrenze 
zwischen den Vertragsstaaten berechtigt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer unterliegen den 
Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
an in der Tschechischen Republik beschäftigte ausländische 
Staatsangehörige, unabhängig davon, ob die Arbeiten auf 
dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland oder der 
Tschechischen Republik ausgeführt werden. 

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Personen, die auf- 
grund dieses Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats eingereist sind und die 

a) die Bestimmungen dieses Vertrags verletzt haben oder 

b) sich dort rechtswidrig aufhalten, 
jederzeit formlos zurückzunehmen. 


(2) Spolkovä republika Nemecko uhradi Ceske republice 
sprävni näklady ve vysi deseti procent näkladü na stavbu, 
stavebni üdrzbu a obnovu, pfipadajici na ni podle odstavce 1, 
bez ceske dane z pfidane hodnoty. 

(3) Existujici podklady, potrebne pro phpravu hranicniho 
mostu, budou däny bezüplatne vzäjemne k dispozici. 

Clänek 7 
Platby 

(1) Spolkovä republika Nemecko uhradi Ceske republice svü] 
podii na splätkäch, ktere budou v souladu s postupem 
stavebnich praci poskytoväny zhotovitelüm. Casovy plan pro 
splatnost a pfedpoklädanou vysi splätek bude sestaven pfi 
zadäväni zakäzky. 

(2) Ceskä republika sdeli Spolkovä republice Nemecko dva 
mesice pfedem odhadovanou financni potfebu pro splätkoväni a 
soucasne ji bude informovat o stavu plateb formou prehledü, ve 
kterych budou uvedeny vyse a terminy plateb. 


(3) Spolkovä republika Nemecko uhradi zbytek sveho podilu 
na näkladech po konecne pfejimce a vyüctoväni. 

(4) Vsechny platby se uskutecni v nemeckych markäch resp. v 
EÜRO V kurzu Ceske närodni banky, platnem ke dni splatnosti. 

(5) Pfi rozdiinych näzorech nemohou byt zadrzoväny nes- 
porne cästky. 

(6) Spolkovä republika Nemecko obdrzi stejnopisy stavebnich 
smiuv, objednävek a prezkousenych podkladü pro vyüctoväni. 

Clänek 8 
Prävo vstupu 

(1) Na stavbe hranicniho mostu se podilejici stätni phslusnici 
smiuvnich stätü a stätni pfislusnici stätü, kteh v zädnem z obou 
smiuvnich stätü a v zädnem z clenskych stätü Evropske unie 
nepodlehaji vizove povinnosti, smeji ke splneni ükolü podle teto 
smiouvy pfekracovat stätni hranice v prostoru staveniste 
hranicniho mostu a zdrzovat se v te cästi staveniste, kterä iezi na 
vysostnem üzemi druheho smiuvniho stätü, aniz by k tomu 
potrebovaly povoleni k pobytu, pokud u sebe maji platny a 
uznävany dokument, ktery opravhuje k pfekroceni stätnich 
hranic mezi smiuvnimi stäty. Stätni pfislusnici jinych stätü, ktefi 
podlehaji vizove povinnosti, smeji ke splneni ükolu podle teto 
smiouvy pfekracovat stätni hranice v prostoru staveniste a 
zdrzovat se v te cästi staveniste, kterä Iezi na vysostnem üzemi 
druheho smiuvniho stätü, pokud jim bylo udeleno vizum a maji u 
sebe platny a uznävany dokument, ktery opravhuje k pfekroceni 
stätnich hranic mezi smiuvnimi stäty. 


(2) Zamestnanci, uvedeni v ödst. 1, podlehaji prävnim pfed- 
pisüm o udeloväni pracovniho povoleni zahranicnim stätnim 
pfislusniküm, zamestnanym v Ceske republice, bez ohledu na to, 
zda präce budou provädeny na vysostnem üzemi Spolkovä 
republiky Nemecko nebo Ceskä republiky. 

(3) Smiuvni stäty se zavazuji, pfevzit kdykoliv bez formalit zpet 
osoby, kterä na zäklade täte smiouvy, vstoupily na vysostnä 
üzemi druhäho smiuvniho stätü, a kterä 

a) porusily ustanoveni täto smiouvy nebo 

b) se tarn protiprävne zdrzuji. 
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Auf das Abkommen zwischen der Regierung der Tschechischen 
Republik und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Rückübernahme von Personen an der gemeinsamen 
Staatsgrenze vom 3. November 1994 wird hingewiesen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung Im Baustellenberelch der Grenzbrücke werden von 
den örtlich zuständigen Grenzbehörden einvernehmlich geregelt. 

(5) Die Absätze 1 sowie 3 und 4 gelten entsprechend für 
Maßnahmen zur Erhaltung der Grenzbrücke. Absatz 2 gilt ent- 
sprechend für Maßnahmen zur Instandsetzung und Erneuerung 
der Grenzbrücke. 

Artikel 9 

Steuer- und Zollbestimmungen 

(1) Der Baustellenbereich für die Grenzbrücke und nach ihrer 
Fertigstellung die Grenzbrücke selbst gelten, soweit sie sich auf 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erstrecken, 
für die Anwendung des Umsatzsteuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland und des Mehrwertsteuerrechts der Tschechischen 
Republik als Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, soweit 
es sich um Lieferungen von Gegenständen und sonstige Leistun- 
gen handelt, die für den Bau der Grenzbrücke oder für ihre 
Instandsetzung und Erneuerung bestimmt sind. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ein- 
geführt werden, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhr- 
abgaben erhoben, soweit die Waren zum Bau der Grenzbrücke 
oder zur Erhaltung der Grenzbrücke verwendet werden. Dies gilt 
von Baubeginn an. Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt 
nicht bei der Einfuhr von Waren für die öffentliche Verwaltung. 

(3) Die zum Bau der Grenzbrücke oder zur Erhaltung der 
Grenzbrücke erforderlichen Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr 
und Ausfuhr keinen Verboten und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Ver- 
tragsstaaten verständigen sich und leisten einander jede not- 
wendige Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer 
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Rah- 
men der Bestimmungen der Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser 
Behörden sind berechtigt, sich auf der Baustelle für die Grenz- 
brücke und nach ihrer Fertigstellung auf der Grenzbrücke selbst 
aufzuhalten und dort die Maßnahmen im Rahmen der Bestim- 
mungen der Absätze 1 bis 3 zu treffen, die in ihren innerstaat- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften enthalten sind. Im 
Übrigen bleiben die jeweiligen Hoheitsrechte der Vertragsstaaten 
unberührt. 

Artikel 10 

Sonstige Bauvorhaben 

(1) Im Trinkwassereinzugsgebiet der deutschen Trinkwasser- 
talsperre Gottleuba werden zur Entwässerung der deutschen 
Autobahn A 17 und der tschechischen Autobahn D 8 auf dem 
Hoheitsgebeit der Bundesrepublik Deutschland und auf dem 
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik die zum Trinkwasser- 
schutz beim Bau und Betrieb der Straße erforderlichen Maßnah- 
men durchgeführt. Im Grenzbereich wird das Oberflächenwasser 
der Autobahn entsprechend dem natürlichen Gefälle abgeleitet. 

(2) Jeder Vertragsstaat übernimmt für die auf seinem Hoheits- 
gebiet zu errichtenden Entwässerungsanlagen und Trinkwasser- 
schutzanlagen die Planung, Ausschreibung, Auftragsvergabe, 
Prüfung der Ausführungsunterlagen, Bauüberwachung, Grund- 
erwerb und Abnahme; diese Maßnahmen werden jeweils ein- 
vernehmlich durchgeführt. Für den Bau und die Erhaltung der 
zur Grenzbrücke gehörigen Entwässerungsanlagen und Trink- 
wasserschutzanlagen gelten die vorstehenden Regelungen für 
den Bau der Grenzbrücke (Artikel 1-9), soweit nicht in Absatz 3 
für die Kosten etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik auf Nachweis die Kosten für die auf dem 
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik ausschließlich zum 


Odkazuje se na Dohodu mezi vlädou Spolkove republiky 
Nemecko a vlädou Ceske republiky o zpetnem pfebiräni osob na 
spolecnych stätnich hranicich ze dne 3. listopadu 1994. 

(4) Jednotlive otäzky k udrzeni bezpecnosti a pofädku v 
prostoru staveniste hranicniho mostu budou feseny mistne 
phslusnymi hranicnimi orgäny ve vzäjemne shode. 

(5) Odstavce 1 , 3 a 4 plati pfimefene pro opatreni k üdrzbe 
hranicniho mostu. Odstavec 2 plati pfimefene pro stavebni 
üdrzbu a obnovu hranicniho mostu. 

Clänek 9 

Danovä a ceini ustanovenf 

(1) Prostor staveniste hranicniho mostu a po jeho dokonceni 
hranicni most samotny, pokud se nachäzeji na vysostnem üzemi 
Spolkove republiky Nemecko, se povazuji pro uplatneni prävnich 
pfedpisü Ceske republiky o dani z pfidane hodnoty a prävnich 
pfedpisü Spolkove republiky Nemecko o dani z obratu za 
vysostne üzemi Ceske republiky, pokud se jednä o dodävky 
pfedmetü a ostatnich vykonü, urcenych pro stavbu hranicniho 
mostu nebo pro jeho stavebni üdrzbu a obnovu. 

(2) Na zbozi, ktere bude doväzeno z vysostneho üzemi 
jednoho smiuvniho statu na vysostne üzemi druheho smiuvniho 
statu, nebudou s vyjimkou cel uplatnoväny zädne dovozni 
poplatky, pokud toto zbozi bude pouzito na vystavbu nebo 
üdrzbu hranicniho mostu. Toto plati od zahäjeni stavby. 
Jistoty se nepozaduji. Prvni veta neplati pfi dovozu pro vefejnou 
sprävu. 

(3) Zbozi, potfebne pro vystavbu nebo pro üdrzbu hranicniho 
mostu, nepodlehä pfi dovozu a vyvozu zädnym zäkazüm a 
omezenim. 

(4) Pfislusne danove a ceini orgäny obou smiuvnich stätü se 
vzäjemne vyrozumi a poskytnou si vsechny potfebne informace a 
podporu pfi uplatnoväni svych vnitrostätnich prävnich a 
sprävnich pfedpisü v rämci ustanoveni ödst. 1 az 3 . Zästupci 
techto orgänü jsou oprävneni zdrzovat se na stavenisti 
hranicniho mostu a po jeho dokonceni na hranicnim moste 
samotnem a provädet tarn opatfeni v rämci ustanoveni ödst. 1 az 
3, kterä jsou obsazena v jejich vnitrostätnich prävnich a 
sprävnich pfedpisech. V ostatnim züstävaji pfislusnä vysostnä 
präva smiuvnich stätü nedotcena. 

Clänek 10 

Ostatni stavebni zämery 

(1) V infiltracni oblasti pitne vody nemecke pfehrady na pitnou 
vodu Gottleuba se k odvodneni nemecke däinice A 17 na 
vysostnem üzemi Spolkove republiky Nemecko a ceske däinice 
D 8 na vysostnem üzemi Ceske republiky provedou opatfeni, 
nutnä k ochrane pitne vody pfi vystavbe a provozu däinice. V 
hranicni oblasti bude voda z povrchu däinice odvedena 
pfirozenym spädem. 

(2) Kazdy smiuvni stät pfevezme pfipravu, vypsäni vybero- 
veho fizeni, zadäni zakäzky, pfezkoumäni realizacnich podkladü, 
stavebni dozor, vykup pozemkü a pfejimku odvodhovacich 
zafizeni a zafizeni k ochrane pitne vody, kterä je nutno zfidit na 
jeho vysostnem üzemi; tato opatfeni budou provedena vzdy ve 
vzäiemne shode. Pro stavbu a üdrzbu odvodnovacich zafizeni a 
zafizeni k ochrane pitne vody nälezejicich k hranicnimu mostu 
plati vyse uvedenä ustanoveni pro stavbu hranicniho mostu 
(clänky 1-9), pokud neni v odstavci 3 pro näklady stanoveno 
neco jineho. 

(3) Spolkovä republika Nemecko uhradi Ceske republice 
prokäzane näklady na opatfeni, kterä je nutno provest na 
vysostnem üzemi Ceske republiky vyhradne k ochrane nemecke 
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Schutz der deutschen Trinkwassertalsperre Gottleuba durchzu- 
führenden Maßnahmen. Die tschechische Mehrwertsteuer, die in 
den Kosten enthalten ist, bleibt unberücksichtigt. Diese Steuer 
wird allein von der Tschechischen Republik getragen. Ver- 
waltungskosten werden in Höhe von zehn vom Hundert der 
Baukosten ohne tschechische Mehrwertsteuer berücksichtigt. 
Für die Kostenerstattung gilt Artikel 7 des Vertrags. 

(4) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass bei Inbetriebnahme 
eines Straßenabschnitts auf seinem Hoheitsgebiet die erforder- 
lichen Entwässerungsanlagen und Trinkwasserschutzanlagen 
funktionsfähig sind. 

(5) Jeder Vertragsstaat übernimmt nach Fertigstellung der 
Entwässerungsanlagen und der Trinkwasserschutzanlagen auf 
seinem Hoheitsgebiet deren Erhaltung (Unterhaltung, Instand- 
setzung, Erneuerung); für die Erhaltung der Entwässerungs- 
anlagen und Trinkwasserschutzanlagen der Grenzbrücke gilt 
Absatz 2 Satz 2. Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der 
Tschechischen Republik die Mehrkosten für die Instandsetzung 
und Erneuerung der Entwässerungsanlagen und Trinkwasser- 
schutzanlagen auf ihrem Hoheitsgebiet; die Kosten für die Unter- 
haltung dieser Anlagen trägt jeder Vertragsstaat auf seinem 
Hoheitsgebiet. Für die Zahlungen findet Artikel 7 Absatz 4 des 
Vertrags Anwendung. 

(6) Die Abnahme der auf dem Hoheitsgebiet der Tschechi- 
schen Republik befindlichen Entwässerungsanlagen und Trink- 
wasserschutzanlagen erfolgt in Gegenwart der zuständigen 
deutschen Wasserwirtschaftsbehörden. Ab dem auf die Ab- 
nahme folgenden Kalenderjahr wird diesen Behörden min- 
destens einmal jährlich der Zutritt und die Inaugenscheinnahme 
der vorgenannten Anlagen ermöglicht. Die deutschen Wasser- 
wirtschaftsbehörden sind befugt, im Einvernehmen mit den 
tschechischen Wasserwirtschaftsbehörden auf dem Hoheits- 
gebiet der Tschechischen Republik wasserwirtschaftliche Prü- 
fungen durchzuführen, die dem Schutz der Trinkwassertal- 
sperre Gottleuba dienen. Artikel 8 Absätze 1, 3 und 4 finden 
Anwendung. 

Artikel 11 
Datenschutz 

Unter Beachtung des nationalen Rechts jedes Vertragsstaates 
erfolgen Übermittlung und Verwendung von personenbezogenen 
Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses Ab- 
kommens nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

1 . Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
des anderen Vertragsstaates auf Ersuchen über die Verwen- 
dung der übermittelten Daten und über die dadurch erzielten 
Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu den 
durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedingungen 
zulässig. 

Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Verhütung 
und Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung 
sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zur Annahme hat, dass 
dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes 
verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen der betrof- 
fenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass 
unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden 
durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem Empfänger 
unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Vernichtung vorzunehmen. 


prehrady na pitnou vodu Gottleuba. Ceskä dan z phdane 
hodnoty, kterä je obsazena v näkladech, nebude zohlednena. 
Tuto dan ponese pouze Ceskä republika. Sprävni näklady budou 
zohledneny ve vysi deseti procent stavebnich näkladü bez ceske 
dane z phdane hodnoty. Pro ühradu näkladü plati clänek 7 
smiouvy. 

(4) Kazdy smiuvni stät zajisti, aby ph uvedeni silnicniho üseku 
na jeho vysostnem üzemi do provozu byla potfebnä odvodnovaci 
zahzeni a zarizeni k ochrane pitne vody funkcni. 

(5) Kazdy smiuvni stät pfevezme po dokonceni odvodno- 
vacich zahzeni a zarizeni k ochrane pitne vody na jeho 
vysostnem üzemi jejich üdrzbu (provozni üdrzbu, stavebni 
üdrzbu, obnovu); pro üdrzbu odvodhovacich zahzeni a zarizeni k 
ochrane pitne vody hranicniho mostu plati odstavec 2 druhä 
veta. Spolkovä republika Nemecko uhradi Ceske republice 
vicenäklady na stavebni üdrzbu a obnovu odvodhovacich 
zarizeni a zarizeni k ochrane pitne vody na jejim vysostnem 
üzemi, näklady na provozni üdrzbu ponese kazdy smiuvni stät na 
svem vysostnem üzemi. Pro platby plati clänek 7 odstavec 4 
smiouvy. 

(6) Prejimka odvodhovacich zarizeni a zarizeni k ochrane pitne 
vody na vysostnem üzemi Ceske republiky bude provedena za 
phtomnosti phslusnych nemeckych vodohospodäfskych orgänü. 
Cd kalendärniho roku näsledujiciho po roce pfejimky bude 
temto orgänüm umoznen nejmene jednou rocne phstup a 
prohlidka vyse uvedenych zarizeni. Nemecke vodohospodärske 
orgäny jsou oprävneny k tomu, aby po dohode s ceskymi 
vodohospodärskymi orgäny provädely na vysostnem üzemi 
Ceske republiky vodohospodärske kontroly, ktere slouzi 
ochrane prehrady na pitnou vodu Gottleuba. Plati clänek 8 
odstavce 1,3,4. 


Clänek 11 
Ochrana üdajü 

Pfedäväni a pouziväni osobnich üdajü (däie jen „üdajü“), se 
pri respektoväni vnitrostätnich prävnich predpisü kazdeho 
smiuvniho stätu provädi v rämci teto smiouvy podle näsledujicich 
ustanoveni: 

1. Pfejimajici orgän podä pfedävajicimu orgänu druheho 
smiuvniho stätu na vyzväni informaci o pouziti pfedanych 
üdajü a o tim dosazenych vysiedcich. 

2. Pouziti üdajü phjemcem je pripustne pouze pro ücely, stano- 
vene touto smiouvou a za podminek, stanovenych pre- 
dävajicim orgänem. Krome toho je pripustne pouziti k 
zamezeni a stihäni zävaznych trestnych cinü a pro ücely 
ochrany pfed zävaznym ohrozenim vefejne bezpecnosti. 


3. Pfedävajici orgän je povinen dbät na sprävnost pfedävanych 
üdajü, jakoz i na potfebnost a primefenost ve vztahu k ücelu, 
ktery je sledovän jejich pfedänim. Phtom je treba dbät na 
zäkazy pfedäväni, dane pfislusnymi vnitrostätnimi prävnimi 
pfedpisy. Pfedäni üdajü se neuskutecni, pokud pfedävajici 
orgän mä düvod se domnivat, ze tim dojde k poruseni 
vnitrostätniho zäkona nebo ze budou omezeny zäjmy 
dotcene osoby, ktere zasluhuji ochrany. Pokud se prokäze, 
ze byly pfedäny nesprävne üdaje nebo üdaje, ktere nesmely 
byt pfedäny, je tfeba to neprodlene sdelit pfijemci. Ten je 
povinen je opravit nebo znicit. 
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4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person vor- 
handenen Daten sowie über ihren vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Die Erteilung einer solchen 
Auskunft kann verweigert werden, wenn das Interesse des 
Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des 
Antragstellers überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht 
des Betroffenen auf Auskunftserteilung nach dem innerstaat- 
lichen Recht des Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Auskunft beantragt wird. 

5. Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung der Daten 
auf die nach ihrem nationalen Recht vorgesehenen Fristen für 
die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren Ablauf sie 
gelöscht werden müssten, ünabhängig von diesen Fristen 
sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie für 
den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

6. Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass die Übermittlung und der Empfang der Daten akten- 
kundig gemacht wird. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekannt- 
gabe zu schützen. 

Artikel 12 

Gemischte Kommission 

(1) Die Vertragsstaaten bilden eine Gemischte Kommission für 
den Bau der Grenzbrücke. Diese besteht aus den beiden Leitern 
der Delegationen und aus jeweils drei ständigen Mitgliedern 
sowie aus den von jedem Vertragsstaat zu den Sitzungen ent- 
sandten weiteren Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen ein- 
ander den Leiter ihrer Delegation in der Kommission sowie die 
drei ständigen Mitglieder mit. Jeder Delegationsleiter kann die 
Kommission durch Ersuchen an den Leiter der anderen Delega- 
tion zu einer Sitzung unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung 
muss auf seinen Wunsch spätestens innerhalb eines Monats 
nach Zugang dieses Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Fragen zu 
klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrücke ergeben, 
und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann die 
zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaats ersuchen, die 
ünterlagen vorzulegen, die sie für notwendig erachtet, um die 
Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Die Gemischte Kommission fasst ihre Beschlüsse in ge- 
genseitigem Einvernehmen. 

Artikel 13 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrags werden durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten beigelegt. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten können zu diesem Zweck die Gemischte Kom- 
mission um Stellungnahme bitten. Sollte es den zuständigen 
Behörden nicht gelingen, diese Meinungsverschiedenheiten bei- 
zulegen, ist, soweit möglich, eine Regelung durch die Vertrags- 
staaten herbeizuführen. 

Artikel 14 

Schlussbestimmung 

Die Vertragsstaaten vollziehen diesen Vertrag durch ihre je- 
weils zuständigen Behörden. 

Artikel 15 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Prag ausgetauscht. 


4. Dotcenemu se na jeho zädost podaji informace o üdajich 
o jeho osobe a o pfedpoklädanem ücelu jejich pouziti. 
Poskytnuti techto informaci müze byt odmitnuto, pokud 
zäjem statu neposkytnout informace pfevazuje nad zäjmy 
zadatele. V ostatnim se fidi prävo dotceneho na ziskäni infor- 
maci podle vnitrostätnich prävnich pfedpisü toho smiuvniho 
statu, na jehoz vysostnem üzemi se o informace zädä. 


5. Pfedävajici orgän upozomi ph pfedäni üdajü na Ihüty 
archivace techto üdajü, stanovene jeho vnitrostätnimi 
prävnimi predpisy, po jejichz uplynuti musi byt üdaje zlikvi- 
doväny. Nezävisle na techto Ihütäch je tfeba zlikvidovat 
pfedane üdaje, jakmile nejsou dal potfebne k ücelu, pro ktery 
byly pfedäny. 

6. Pfedävajici a prejimajici orgän zajisti vedeni evidence o 
pfedäni a pfevzeti üdajü. 

7. Pfedävajici a pfejimajici orgän jsou povinny ücinne chränit 
pfedävane üdaje pfed nepovolanym pfistupem, nepo- 
volanymi zmenami a nepovolanym zvefejnenim. 

Clänek 12 
Smisenä komise 

(1) Smiuvni stäty vytvofi smisenou komisi pro stavbu hranic- 
niho mostu. Ta se sklädä z obou vedoucich delegaci, ze tfi 
stälych clenü kazde strany a z dalsich clenü, vysianych kazdym 
smiuvnim stätem na zasedäni. Smiuvni stäty si vzäjemne sdeli 
vedouciho sve delegace v komisi a tyto tfi stäle cleny. Vedouci 
kazde delegace müze pozädänim vedouciho druhe delegace 
svolat zasedäni komise pod svym pfedsednictvim. Zasedäni se 
musi na jeho pfäni uskutecnit nejpozdeji do jednoho mesice po 
doruceni teto zädosti. 


(2) Smisenä komise mä za ükol objasnovat otäzky spojene 
se stavbou hranicniho mostu a odvodiiovacich zafizeni a 
pfedklädat smiuvnim stätüm doporuceni. 

(3) Kazdä delegace ve smisenä komisi müze pozädat pfi- 
slusne orgäny druheho smiuvniho stätu o pfedlozeni podkladü, 
ktere povazuje za potfebne k pfiprave zäverü komise. 

(4) Smisenä komise pfijimä sve zävery ve vzäjemne shode. 

Clänek 13 
Rozdi'lne näzory 

Rozdilnost näzorü tykajici se vykladu nebo provädeni teto 
smiouvy budou fesit pfislusne orgäny smiuvnich stätü. Pfislusne 
orgäny smiuvnich stätü mohou za timto ücelem pozädat o 
stanovisko smisenou komisi. Nepodafi-Ii se pfislusnym orgänüm 
tyto rozdilnosti näzorü urovnat, budou je fesit pokud mozno 
smiuvni stäty. 

Clänek 14 

Zäverecne ustanoveni 

Smiuvni stäty budou provädet tuto smiouvu prostfednictvim 
svych pfislusnych orgänü. 

Clänek 15 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifikacni listy budou 
vymeneny co nejdfive v Prag/Praze. 
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(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten Monats, der 
auf den Tag des Austausches der Ratifikationsurkunden folgt, 
in Kraft. 

Artikel 16 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Er kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den 
Vertragsstaaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Vertrags erheb- 
liche Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluss 
bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Ver- 
tragsstaaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine 
Änderung des Vertrags oder seine Aufhebung und Neuregelung 
verhandeln. 

Geschehen zu Berlin am 12. September 2000 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(2) Tato smiouva vstoupi v platnost prvniho dne druheho 
mesice näsledujiciho po dni vymeny ratifikacnich listin. 


Clänek 16 

Doba platnosti a zmeny smiouvy 

(1) Tato smiouva se sjednävä na dobu neurcitou. Müze byt 
zmenena, doplnena nebo zrusena jen ve vzäjemne shode mezi 
smiuvnimi stäty. 

(2) Pokud dojde pri provädeni smiouvy ke znacnym obtizim 
nebo pokud se podstatne zmeni podminky, existujici pri jejim 
uzavreni, budou smiuvni stäty na pozädäni jednoho smiuvniho 
statu jednat o zmene smiouvy nebo o jejim zruseni a nove 
üprave. 


Däne v Berline dne 12. zäfi 2000 ve dvou püvodnich 
vyhotovenich, kazde v nemeckem a ceskem jazyce pficemz obe 
zneni maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Broudre-Gröger 
Reinhard Klimmt 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Schling 
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Denkschrift zu dem Vertrag 

I. Allgemeines 

Am 12. September 2000 ist der Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
Republik über den Zusammenschluss der deutschen 
Autobahn A 17 und der tschechischen Autobahn D 8 an 
der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer 
Grenzbrücke in Berlin unterzeichnet worden. Die auf- 
grund dieses Vertrages zu errichtende Grenzbrücke 
ermöglicht eine Autobahnverbindung von Dresden nach 
Prag und wird die bestehende Lücke im transeuropäi- 
schen Fernstraßennetz zwischen Skandinavien und Süd- 
europa schließen. Die deutsche Autobahn A 17 und die 
tschechische Autobahn D 8 sind Bestandteil des pan- 
europäischen Korridors Nr. 4 Dresden/Nürnberg - Prag - 
Budapest - Sofia - Istanbul und stellen einen Baustein zur 
geplanten Erweiterung der EU dar. Gleichzeitig soll mit 
dem Neubau dieser Autobahn die Erschließung und damit 
die verkehrliche Verbindung des Raumes südlich und 
südöstlich von Dresden und Umgebung vom Durch- 
gangs- und Transitverkehr in die Tschechische Republik 
entlastet werden. Die Bauarbeiten für die Grenzbrücke 
sollen nach Möglichkeit im Jahre 2005 abgeschlossen 
sein. 

II. Besonderes 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Vertrages: Bau 
der Grenzbrücke zum Zwecke des Zusammenschlusses 
der deutschen Autobahn A 17 und der tschechischen 
Autobahn D 8. 

Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau der 
Grenzbrücke notwendigen Arbeiten der Tschechischen 
Republik zu. 

Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten zum recht- 
zeitigen Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet sowie 
dafür Sorge zu tragen, dass rechtzeitig Baurecht entsteht. 

Artikel 4 sieht die Abnahme der Grenzbrücke durch 
die zuständigen Behörden der Tschechischen Republik 
vor; es gilt das bei öffentlichen Bauaufträgen angewende- 
te tschechische Recht. Bei der Abnahme des Bauwerks 
wird die Bundesrepublik Deutschland durch ihre zustän- 
digen Behörden vertreten. 

Artikel 5 legt fest, dass die Erhaltung der Grenzbrücke 
die Unterhaltung, die Instandsetzung und die Erneuerung 
umfasst. Nach erfolgter Abnahme übernimmt die Unter- 
haltung der Grenzbrücke jeder Vertragsstaat auf seinem 
Hoheitsgebiet, die Instandsetzung und Erneuerung der 
gesamten Grenzbrücke die Tschechische Republik. Die 
Vertragsstaaten können gesonderte Vereinbarungen über 
Art, Umfang und Durchführung der Erhaltungsmaßnah- 
men schließen. 

Artikel 6 teilt die Kosten für den Bau der Grenzbrücke 
nach dem Territorialprinzip: Jeder Vertragsstaat trägt die 
Kosten, soweit das Bauwerk auf seinem Hoheitsgebiet 
liegt. Bei der Aufteilung der Kosten bleibt die tschechi- 


sche Mehrwertsteuer, die in den Kosten enthalten ist, 
unberücksichtigt; diese wird allein von der Tschechischen 
Republik getragen. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
zudem verpflichtet, der Tschechischen Republik Verwal- 
tungskosten in Höhe von zehn vom Hundert der auf sie 
entfallenden Kosten zu erstatten. 

Artikel 7 legt die Erstattung des von der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu tragenden Anteils der Zahlungen 
fest, die die Tschechische Republik an die Auftragnehmer 
leistet, und regelt das Verfahren. 

Artikel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
die beim Bau der Grenzbrücke Beschäftigten der Ver- 
tragsstaaten und Staatsangehörige anderer Staaten die 
Grenze überschreiten und sich auf der Baustelle aufhalten 
dürfen. Es wird festgelegt, dass die am Bau der Grenz- 
brücke beteiligten Arbeitnehmer den tschechischen Vor- 
schriften für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis unter- 
liegen. 

Artikel 9 beruht auf der Erwägung und der praktischen 
Erfahrung, dass es am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, 
möglichst des planenden und bauausführenden Vertrags- 
staats, im gesamten Baustellenbereich und später im 
gesamten Grenzbrückenbereich auf dem Hoheitsgebiet 
beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt. Durch 
Artikel 9 wird ferner gewährleistet, dass zum Zwecke der 
Errichtung des Bauwerks ein weitgehend ungehinderter 
Warenverkehr stattfindet. 

Arti kel 10 bestimmt, dass im Trinkwassereinzugsgebiet 
der Trinkwassertalsperre Gottleuba zur Entwässerung 
der deutschen Autobahn A 17 und der tschechischen 
Autobahn D 8 die zum Trinkwasserschutz erforderlichen 
Maßnahmen beim Bau und Betrieb der Straße von den 
Vertragsstaaten durchzuführen sind. 

Artikel 11 stellt sicher, dass der Datenschutz unter 
Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts- 
vorschriften gewährleistet wird, sofern aufgrund dieses 
Vertrages nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
personenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 12 sieht die Bildung einer deutsch-tschechi- 
schen Gemischten Kommission vor, die die beim Bau der 
Grenzbrücke anfallenden bautechnischen Fragen im 
gegenseitigen Einvernehmen klären soll. 

Artikel 13 regelt das Verfahren bei Meinungsverschie- 
denheiten über die Auslegung oder Anwendung des Ver- 
trages. 

Artikel 14 bestimmt, dass der Vertrag durch die jeweils 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten vollzogen 
wird. 

Artikel 15 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Vertrages nach Austausch der Ratifikationsurkunden fest. 

Artikel 16 regelt die Geltungsdauer und legt fest, unter 
welchen Voraussetzungen eine Änderung des Vertrages 
in Betracht kommen kann. 
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